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Verordnung
zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2  

des Baugesetzbuchs für das Gebiet „Gropiusstadt“ im Bezirk Neukölln von Berlin
Vom 3. November 2020

Auf Grund des § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetz-
buchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728), in Verbindung mit 
§ 30 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) 
in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt  
geändert durch Gesetz vom 6. Dezember 2017 (GVBl. S. 664), wird 
verordnet:

§ 1 
Geltungsbereich des Erhaltungsgebiets „Gropiusstadt“

Die Verordnung zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohn-
bevölkerung gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BauGB gilt für 
das in der anliegenden Karte mit einer Linie eingegrenzte Gebiet 
„Gropiusstadt“ im Bezirk Neukölln von Berlin. Es umfasst das Ge-
lände zwischen Ortsteilgrenze Britz/Gropiusstadt, Johannisthaler 
Chaussee, Neukölln-Mittenwalder Eisenbahn, Kölner Damm, Neu-
kölln-Mittenwalder Eisenbahn, westlicher Grenze des Rudower 
Wäldchens, Wildmeisterdamm, Fritz-Erler-Allee, Lipschitzallee, 
südlicher und westlicher Grundstücksgrenze Hirtsieferzeile 34-38, 
westlicher Grundstücksgrenze Hirtsieferzeile 28, Hirtsieferzeile, 
Goldammerstraße, Lipschitzallee, Ortsteilgrenze Buckow/Gropius-
stadt, südlicher Grundstücksgrenze Goldammerstraße 30/32, Gold-
ammerstraße, Fritz-Erler-Allee, Johannisthaler Chaussee, Ortsteil-
grenze Buckow/Gropiusstadt, Zadekstraße, Imbuschweg, Otto-Wels-
Ring, Juchaczweg, nördlicher Grundstücksgrenze Juchaczweg 22/
Kormoranweg 61/67, Kormoranweg und Fritz-Erler-Allee im Be-
zirk Neukölln. Die Innenkante der Linie bildet die Gebietsgrenze. 
Die Karte ist Bestandteil dieser Verordnung (Anlage 1). 

§ 2 
Gegenstand der Verordnung für das Erhaltungsgebiet  

„Gropiusstadt“
Zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung  

bedürfen in dem in § 1 bezeichneten Gebiet der Rückbau, die Ände-
rung oder die Nutzungsänderung baulicher Anlagen der Genehmi-
gung. Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn die Zusam-
mensetzung der Wohnbevölkerung aus besonderen städtebaulichen 
Gründen erhalten werden soll. Die Genehmigung ist zu erteilen, 
wenn auch unter Berücksichtigung des Allgemeinwohls die Erhal-
tung der baulichen Anlage wirtschaftlich nicht mehr zumutbar ist. 

Sie ist ferner zu erteilen, wenn die Änderung einer baulichen Anla-
ge der Herstellung des zeitgemäßen Ausstattungszustandes einer 
durchschnittlichen Wohnung unter Berücksichtigung der bauord-
nungsrechtlichen Mindestanforderungen dient. Die Genehmigung 
ist auch zu erteilen, wenn die Änderung einer baulichen Anlage der 
Anpassung an die baulichen oder anlagentechnischen Mindestanfor-
derungen der Energieeinsparverordnung dient.

§3 
Zuständigkeit

Die Durchführung der Verordnung obliegt dem Bezirksamt Neu-
kölln von Berlin.

§ 4 
Ordnungswidrigkeiten

Wer eine bauliche Anlage innerhalb des Geltungsbereichs des Er-
haltungsgebiets „Gropiusstadt“ gemäß § 1 dieser Verordnung ohne 
die dafür nach § 2 dieser Verordnung erforderliche Genehmigung 
rückbaut oder ändert, handelt gemäß § 213 Absatz 1 Nummer 4 
BauGB ordnungswidrig und kann gemäß § 213 Absatz 2 BauGB mit 
einer Geldbuße belegt werden.

§ 5 
Ausnahmen

§ 2 dieser Verordnung ist nicht auf Grundstücke anzuwenden, die 
den in § 26 Nummer 2 BauGB bezeichneten Zwecken dienen, und 
auf die in § 26 Nummer 3 BauGB bezeichneten Grundstücke. Das 
Bezirksamt Neukölln von Berlin unterrichtet die Bedarfsträger die-
ser Grundstücke von dieser Verordnung. Beabsichtigt ein Bedarfs-
träger dieser Grundstücke ein Vorhaben im Sinne von § 2 dieser 
Verordnung, hat er dies dem Bezirksamt anzuzeigen.

§ 6 
Verletzung von Vorschriften

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 
lassen will, muss 
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des BauGB 
bezeichnet sind, 
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2. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorganges,

3. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
AGBauGB enthalten sind,

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung 
gegenüber dem Bezirksamt Neukölln von Berlin schriftlich geltend 
machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel be-
gründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Frist werden die in den Nummern 1 bis 3 genannten Verletzungen 
oder Mängel gemäß § 215 Absatz 1 BauGB und gemäß § 32 Ab-
satz 2 AGBauGB unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 7 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 3. November 2020

Bezirksamt Neukölln von Berlin

Martin  H i k e l
Bezirksbürgermeister

Jochen  B i e d e r m a n n
Bezirksstadtrat für 
Stadtentwicklung,  

Soziales und Bürgerdienste
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Anlage 1



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      76. Jahrgang      Nr. 52      14. November 2020 869

1. Bewohnende, Personal und Besuchende eine nach § 4 Absatz 3 
oder Absatz 4 Nummer 3 der SARS-CoV-2-Infektionsschutz-
verordnung geeignete Mund-Nasen-Bedeckung in geschlosse-
nen Räumen und wenn der Mindestabstand von 1,5 Metern nicht 
eingehalten werden kann tragen; eine Ausnahme soll während 
der Einnahme der Mahlzeiten in Gemeinschaftsräumen gelten; 
die Ausnahmeregelungen nach § 4 Absatz 4 der SARS-Cov-2-In-
fektionsschutzverordnung bleiben unberührt,

2. das in der Einrichtung tätige Personal beim Aufenthalt auf dem 
zur Einrichtung gehörenden Gelände im Freien eine nach § 4 
Absatz 3 oder Absatz 4 Nummer 3 der SARS-CoV-2-Infektions-
schutzverordnung geeignete Mund-Nasen-Bedeckung trägt, so-
fern der Mindestabstand von 1,5 Metern zu den Bewohnerinnen 
und Bewohnern, Nutzerinnen und Nutzern oder Gästen nicht 
eingehalten werden kann; die Ausnahmeregelungen nach § 4 
Absatz 4 der SARS-Cov-2-Infektionsschutzverordnung bleiben 
unberührt,

3.	 ein	Monitoring	von	respiratorischen	Symptomen	bei	Pflegebe-
dürftigen und Mitarbeitenden erfolgt,

4. eine Bevorratung im erforderlichen Umfang mit persönlicher 
Schutzausrüstung erfolgt, um in der Pandemiesituation einen 
sechsmonatigen Betrieb und einen Infektionsfall in der Einrich-
tung abzusichern,

5. eine Schulung zum fachgerechten Einsatz der persönlichen 
Schutzausrüstung für alle im direkten Umfeld Tätigen sowie für 
Personal,	welches	im	indirekten	nahen	Umfeld	von	gepflegten	
Personen tätig ist, insbesondere Küchenpersonal und Reini-
gungskräfte erfolgt,

6.	 Zusammenkünfte	 von	 Pflegekräften	 und	 Personal	 mit-	 und	
untereinander, insbesondere in Pausen, Arbeitsberatungen und 
Dienstübergaben vermieden werden,

7.	 für	 pflegebedürftige	Personen	mit	 künstlich	 angelegten	Atem-
wegszugängen individuelle Hygienemaßnahmen veranlasst und 
die Maßnahmen täglich geprüft werden und

8. die Bereitstellung ausreichend geeigneter persönlicher Schutz-
ausrüstung durch die Einrichtungen für Therapeutinnen und 
Therapeuten sowie für Ehrenamtliche erfolgt.

(2) Das Schutz- und Hygienekonzept darf eine generelle isolie-
rende Quarantäne im Anschluss an ein Verlassen der stationären 
Einrichtung durch die Bewohnerinnen und Bewohner nicht vorse-
hen.

3. Teil 
Anforderungen an Besuchsregelungen

§ 4 
Besuchsrecht; Veranstaltungen

(1)	Bewohnerinnen	und	Bewohner	von	stationären	Pflegeeinrich-
tungen	sowie	Nutzerinnen	und	Nutzer	von	teilstationären	Pflegeein-
richtungen dürfen täglich Besuch empfangen; ausgenommen sind 
Besuchende mit Atemwegsinfektionen. Die Anzahl der Besuchen-
den ist ausdrücklich nicht auf eine Person beschränkt, sollte jedoch, 
abhängig von den örtlichen Gegebenheiten, zeitgleich drei Personen 
nicht überschreiten. Besuche im Einzelzimmer sollen ermöglicht 
werden.

Auf Grund des § 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom  
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) geändert worden ist, in 
Verbindung mit § 2 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung mit § 1 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 5 und § 4 Absatz 5 der SARS-CoV-2-Infektions-
schutzverordnung vom 23. Juni 2020 (GVBl. S. 562), die zuletzt 
durch Verordnung vom 3. November 2020 (GVBl. S. 854) geändert 
worden	ist,	verordnet	die	Senatsverwaltung	für	Gesundheit,	Pflege	
und Gleichstellung:

1. Teil 
Allgemeiner Teil

§ 1 
Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für alle im Land Berlin zugelassenen Ein-
richtungen gemäß § 71 des Elften Buches Sozialgesetzbuch – Sozia-
le	Pflegeversicherung	–	(Artikel	1	des	Gesetzes	vom	26.	Mai	1994,	
BGBl. I S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2020 (BGBl. I S. 2220) geändert worden ist und 
§ 39a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Kranken-
versicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, 
BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2020 (BGBl. I S. 2220) geändert worden ist.

§ 2 
Allgemeine	Pflichten

Die	erforderlichen	Maßnahmen	zum	Schutz	der	Pflegebedürftigen	
sind jeweils den gegebenen Umständen und Bedingungen vor Ort 
anzupassen. Dabei soll stets eine Abwägung des Nutzens der Maß-
nahmen	 zum	 Schutz	 der	 Pflegebedürftigen	 gegenüber	 möglichen	
psychosozialen	 Folgen	 und	 einer	 Verschlimmerung	 der	 Pflegebe-
dürftigkeit erfolgen.

2. Teil 
Anforderungen an das Schutz-und Hygienekonzept

§ 3 
Schutz- und Hygienemaßnahmen

(1)	In	dem	von	Pflegeeinrichtungen,	teilstationären	Pflegeeinrich-
tungen	 und	 ambulant	 betreuenden	 Pflegediensten	 zu	 erstellenden	
individuellen Schutz- und Hygienekonzept gemäß § 2 Absatz 1 und 
2 der SARS-CoV-2-Infektionsschutzverordnung ist eine verantwort-
liche natürliche Person mit entsprechender Schulung auszuweisen. 
Diese	 ist	Ansprechperson,	an	die	sich	Pflegebedürftige,	deren	An-
gehörige und Andere mit berechtigtem Interesse, insbesondere Be-
treuerinnen und Betreuer und Seelsorgerinnen und Seelsorger, mit 
Fragen und Hinweisen wenden können. Das Konzept soll für Be-
troffene und Andere mit berechtigtem Interesse zugänglich sein. Das 
Konzept ist entsprechend der gesetzlichen Vorgaben und Verordnun-
gen zu aktualisieren und an die jeweils aktuelle Lage anzupassen.

(2) Über § 2 Absatz 2 der SARS-CoV-2-Infektionsschutzverord-
nung hinaus ist wesentliches Ziel der zu veranlassenden Schutzmaß-
nahmen die Einhaltung der Standardhygiene.

(3) Die wesentlichen Ziele gemäß § 2 Absatz 2 der SARS-CoV-2-In-
fektionsschutzverordnung und Absatz 2 werden in der Regel er-
reicht, wenn

Verordnung
zu Anforderungen an das Schutz- und Hygienekonzept in Einrichtungen zur 

Pflege von pflegebedürftigen Menschen während der Covid-19-Pandemie 
(Pflege-Covid-19-Verordnung)

Vom 10. November 2020
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(2) Veranstaltungen innerhalb der Einrichtungen sind im Rahmen 
der gesetzlichen Vorgaben zulässig, dabei ist davon auszugehen, 
dass ein Wohnbereich einen Haushalt im Sinne der SARS-CoV-2-In-
fektionsschutzverordnung darstellt.

§ 5 
Besuchskonzept

(1)	Die	Verantwortlichen	für	stationäre	Pflegeeinrichtungen	oder	
teilstationäre	Pflegeeinrichtungen	haben	 im	Rahmen	 ihres	Schutz-	
und Hygienekonzeptes ein Besuchskonzept zu erstellen und Ange-
hörigen und Anderen mit berechtigtem Interesse auf Anfrage zu-
gänglich zu machen.

(2) Das Besuchskonzept darf folgende Besuchszeiten nicht unter-
schreiten: täglich von 10 Uhr bis 18 Uhr und mindestens an einem 
Tag am Wochenende sowie an zwei weiteren Tagen ab 9 Uhr und bis 
19 Uhr. Darüber hinaus soll es die Möglichkeit beinhalten, individu-
elle Besuchszeiten zu vereinbaren, und ein Konzept zur Testung von 
Besuchenden enthalten.

(3) Besuche von mit der Seelsorge betrauten Personen, Besuche 
aus Rechtsgründen (insbesondere zwingende Angelegenheiten im 
Zusammenhang mit einer rechtlichen Betreuung) sowie Besuche 
von	 Dienstleistern	 zur	 medizinisch-pflegerischen	 und	 medizi-
nisch-gesundheitsförderlichen Versorgung, zur Versorgung mit 
Heil- und Hilfsmitteln und zur weiteren, auch körpernahen Grund-
versorgung	(z.	B.	Friseurdienstleistungen,	Fußpflege)	und	von	Eh-
renamtlichen, die innerhalb der Einrichtung Teilangebote durchfüh-
ren, sind zulässig.

(4) Das Besuchskonzept darf den Besuch von Schwerstkranken 
und Sterbenden nicht beschränken, unabhängig davon, in welcher 
Form	sie	Pflegeleistungen	erhalten.

(5) Besucherinnen und Besuchern, die sich nicht an die Hygiene-
regelungen aus dem individuellen Schutz- und Hygienekonzept und 
dem Besuchskonzept der Einrichtung halten, kann der Zutritt oder 
der weitere Verbleib zeitweise versagt werden.

§ 6 
Einschränkung der Besuchsregelung; Besuchsverbot

(1) Im Falle einer bestätigten Covid-19-Infektion in einer stationä-
ren	Pflegeeinrichtung	kann	die	Leitung	der	 stationären	Einrichtung	
im Rahmen einer Gefährdungsabschätzung für die Bewohnerinnen 
und Bewohner sowie Nutzerinnen und Nutzer nur mit Genehmigung 
des jeweils zuständigen Gesundheitsamtes die Besuchsregelung für 
betroffene Wohnbereiche oder einzelne Organisationseinheiten ent-
sprechend der baulichen Gegebenheiten einschränken oder ein Be-
suchsverbot festlegen. Bei Gefahr im Verzug sind Besuchseinschrän-
kungen oder Besuchsverbote durch die Einrichtung vorübergehend 
auch ohne Genehmigung durch das zuständige Gesundheitsamt zu-
lässig; die Genehmigung ist unverzüglich nachzuholen.

(2) Eine solche Einschränkung der Besuchsregelung oder ein Be-
suchsverbot kann nur befristet erfolgen und ist gegenüber der Heim-
aufsicht anzuzeigen.

§ 7 
Unterschreitung des Mindestabstandes

Abweichend von § 1 Absatz 2 Satz 1 der SARS-CoV-2-Infek-
tionsschutzverordnung ist eine Unterschreitung des Mindestabstan-

des von 1,5 Metern bei Besuchen in Zimmern von Schwerkranken, 
insbesondere von bettlägerigen Bewohnerinnen und Bewohnern, 
und von Menschen mit fortgeschrittener Demenz bzw. schweren 
kognitiven Einschränkungen oder weit fortgeschrittenen Erkrankun-
gen und schwerwiegenden Leistungseinbußen, sowie Schwerstkran-
ken und Sterbenden, zulässig, wenn die besuchende Person eine 
FFP2- oder FFP3-Maske trägt. Auszugehen ist vom maßgeblichen 
Willen der schwerkranken, schwerstkranken und sterbenden Men-
schen. Eine Unterschreitung des Mindestabstands durch Rollstuhl 
schiebende Besucherinnen und Besucher ist ebenfalls abweichend 
von § 1 Absatz 2 Satz 1 der SARS-CoV-2-Infektionsschutzverord-
nung zulässig, wenn die schiebende Person eine FFP2- oder 
FFP3-Maske trägt.

4. Teil 
Anforderungen an das Zulassungsmanagement

§ 8 
Zulassungsmanagement

(1)	 Die	 Zahl	 der	 Plätze	 einer	 teilstationären	 Pflegeeinrichtung	
kann auf bis zu 50% der im Versorgungsvertrag vereinbarten Plätze 
reduziert werden, wenn dies zur Umsetzung der im individuellen 
Schutz- und Hygienekonzept vorgesehenen Maßnahmen erforder-
lich ist. Die Entscheidung, welche Gäste betreut werden, trifft die 
verantwortliche	Pflegefachkraft.	Dabei	 ist	eine	Abwägung	von	In-
fektionsschutz,	 pflegerischer	 Versorgung,	 sozialer	 Teilhabe	 und	
Entlastung der Angehörigen durchzuführen. Personen, die Sympto-
me einer Erkrankung mit Covid-19 im Sinne der dafür jeweils aktu-
ellen Kriterien des Robert Koch-Instituts aufweisen oder in den je-
weils letzten 14 Tagen vor dem Besuch Kontakt zu einer an Covid-19 
erkrankten	Person	hatten,	dürfen	teilstationäre	Pflegeeinrichtungen	
nicht betreten.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 4 dürfen Schwerstkranke und 
Sterbende	nach	Absprache	mit	der	verantwortlichen	Pflegefachkraft	
Gäste einer teilstationären hospizlichen Einrichtung der Tages- und 
Nachtpflege	 sein.	Personen	nach	Satz	1	 sind	verpflichtet,	 die	 teil-
stationäre hospizliche Einrichtung über das Vorliegen des Tatbestan-
des nach Absatz 1 Satz 4 vorab zu informieren.
(3)	Heimaufsicht	 und	Pflegekassen	 sind	 bei	Änderung	 der	Ver-

sorgungskapazitäten zu informieren.

5. Teil 
Schlussregelungen

§ 9 
Inkrafttreten; Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des  
30. November 2020 außer Kraft.

Berlin, den 10. November 2020

Senatsverwaltung für Gesundheit, 
Pflege	und	Gleichstellung

Dilek  K a l a y c i
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